
 
 
TEXT (TEIL B)  
(textliche Festsetzungen)  
 
 
Hinweis:  
Festsetzungen gemäß der 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8 werden 
durch das Einrahmen der textlichen Festsetzungen kenntlich gemacht.  
 
 
I Planungsrechtliche Festsetzungen  
 
 
1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)  
 
1.1 Das Sondergebiet (§ 10 BauNVO) Bootshäuser dient zu Zwecken der Erholung ausschließlich 

dem Freizeitwohnen im Zusammenhang mit einer wassersportlichen Nutzung.  
 
1.2 Zulässig sind ausschließlich die Errichtung von Wochenend- bzw. Bootshäusern und Boots-

stegen. Mobile Unterkünfte sind unzulässig. 
 
1.3 Die Nutzung durch einen überwiegend wechselnden Personenkreis ist unzulässig. Wohnnut-

zung ist nicht zulässig.  
 
1.4 Im Baufeld 4  (Flächen der Flurstücke 1051/1, 1051/2,  1051/3, 1000/5, 1050/26,  
 1050/28, 1000/6 und der Flurstücke teilweise 1050/25, 1050/27, 1050/29, 1050/30, 1048/1, 

1048/2 und 1000/7 Flur 1, Gemarkung Neppermin) ist die Errichtung von maximal 4 Boots- 
und/oder Wochenendhäusern zulässig.  

 
1.5 Im Baufeld 1(Flurstück 1021, Flur 1, Gemarkung Neppermin) ist ausnahmsweise die Aus-

übung gewerblicher Fischerei zulässig.  
 
1.6 PKW-Stellplätze sind für das Baufeld 1, 2, 3 a und 3 c nur auf den privaten Grundstücksflä-

chen zulässig. 
 
1.7 PKW-Stellplätze auf dem privaten Grundstück des Baufeldes 3 b sind unzulässig. Zum Abstel-

len der PKW ist die Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung (Gemeinschaftsstellplatzanlage, 
Rastplatz – P 1) zu nutzen. 

 
1.8 Die Errichtung von Garagen und Carports ist unzulässig. 
 
1.9 Die vorhandenen Bootsstege haben Bestandsschutz, sie dürfen bei Abgang in der gleichen Art 

und Weise erneuert werden. Ausnahmsweise wird im Baufeld 1 (Flurstücke 1031, 1030, 1035, 
1029, 1025, 1045, 1009, 1050/11, 1050/17, 1050/20, 1051  Flur 1, Gemarkung Neppermin), im 
Baufeld 3 c (1007/2, Flur 1,Gemarkung Neppermin) die Anlage eines Bootssteges von 6 m 
Länge und maximal 1,20 m Breite zugelassen. Im Baufeld 4 dürfen ausnahmsweise 2 Boots-
stege in 6 m Länge, 1.20 m breit errichtet werden. 

 
 
 
 
 
 

 
II Festsetzungen über örtliche Bauvorschriften  

 (§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V)  
 
 

1 Gestaltung der Gebäude und baulichen Anlagen  
 
1.1  Außenwände  
 Die Verwendung von metallischen und reflektierenden Oberflächen ist unzulässig.  
 
 
1.2 Dächer  
 
1.2.1 Die Dächer sind nur als Satteldächer mit = 25° Dachneigung auszuführen. Reflektierende Ma-

terialien für die Dacheindeckungen sind unzulässig. 
 
 

1.2.2 Bei Erneuerung von Gebäuden ist die Dachform eines flach geneigten Satteldaches mit  25° 
Dachneigung zu errichten, auch wenn vor dem Abgang des Gebäudes eine andere Dachform 
vorhanden war.  

 
1.3 Gauben und Dachfenster sind unzulässig.  
 

 

Ausnahmen sind nur im allgemeinen Wohngebiet gestattet.  
 

 
1.4 Die Gebäude sind giebelständig zur Wasserfläche auszubilden.  
 
 
2 Einfriedungen  
 
2.1 Einfriedungen sind nur als Draht-, Metall-, Holzzaun oder Strauchhecke zulässig.  

max. Höhe der Zäune:  1,20 m 
max. Höhe der Bepflanzung:  1,20 m  
Die Höhe bezieht sich auf das Grundstücksniveau. 

 
 

3 Flächenversiegelung  
 
 Die Flächenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken.  
 
 Die Stellflächen P 3 auf den Flurstücken 137, teilweise 138 und P 4 auf den Flurstücken teil-

weise 789/11, teilweise 1001 und teilweise 1033/1 sind in unbefestigter Bauart auszubilden.  
 

 
 

4 Ordnungswidrigkeiten  
 
 Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den in den Punkten 1 bis 3 getroffe-

nen gestalterischen Vorschriften zuwider handelt.  
 
 Eine solche Ordnungswidrigkeit kann auf der Grundlage des § 84 Abs. 3 LBauO M-V mit einer 

Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden.  
 

 
 
 
 
  
Allgemeine Hinweise   
 
1 Aufnahmepunkte des Kataster- und Vermessungsamtes  
 
1.1 Im Bereich der geplanten Maßnahme befinden sich die Aufnahmepunkte (AP) Nr. 005 und 013 

(siehe Anlage Festpunktbild zur Stellungnahme des Landkreises Ostvorpommern, Kataster- 
und Vermessungsamt vom 22.03.2010), deren Erhalt gesichert werden muss, da die Aufnah-
mepunkte des Kataster- und Vermessungsamtes gesetzlich geschützt sind. Diese Festpunkte 
dürfen nur von den Vermessungsstellen im Sinne des Kataster- und Vermessungsgesetzes 
eingebracht, in ihrer Lage verändert oder entfernt werden.  

 
 Der Träger bzw. der Ausführende der Maßnahme ist verpflichtet zu prüfen, ob eine solche Ge-

fährdung besteht, und er muss dieses ggf. rechtzeitig, jedoch mindestens zwei Monate vor Be-
ginn der Maßnahmen vor Ort, dem Kataster- und Vermessungsamt des Landkreises Ostvor-
pommern mitteilen.  

 
 
2 Abfallwirtschaft und Altlasten  
 
2.1 Die Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen im Landkreis 

Ostvorpommern vom 06.11.2000 (Abfallwirtschaftssatzung - AwS), veröffentlicht im Amtlichen 
Mitteilungsblatt des Landkreises Ostvorpommern, Peene-Echo Nr. 12, vom 05.12.2000, S. 4 
ff., ist einzuhalten. Diese Satzung ist über das Umweltamt des Landkreises Ostvorpommern zu 
beziehen.  

 
2.2 Bei der Planung von Müll- bzw. Wertstoffcontainerstandorten ist Folgendes zu beachten: Die 

Zufahrten zu den Müllbehälterstandorten sind so anzulegen, dass ein Rückwärtsfahren mit 
Müllfahrzeugen nicht erforderlich ist (§ 16 Unfallverhütungsvorschrift VBG 126). Bei der Errich-
tung von Wendeanlagen am Ende einer Stichstraße sind diese nach der „Richtlinie für die An-
lage von Straßen - Teil: Erschließung (RAS-E)“ so anzulegen, dass ein Wenden ohne Zurück-
stoßen möglich ist. Das bedeutet, dass zumindest Wendeplätze mit einem Durchmesser von 
18 m angelegt werden müssen.  

 
 Bei der Planung von Wendeanlagen mit einem Durchmesser von 18 m ist darauf zu achten, 

dass zusätzlich ein 2 Meter breiter störungsfreier Rand (Freiraum) an den Außenseiten für 
Fahrzeugüberhänge vorhanden ist.  

 
2.3 Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sind im Planungsgebiet keine Altlastverdachtsflächen 

(Altablagerungen, Altstandorte) bekannt.  
 
 Während der Baumaßnahme auftretende Hinweise auf Altlastverdachtsflächen (vererdete 

Müllkörper, Verunreinigungen des Bodens, Oberflächen- und Grundwassers u. a.) sind der un-
teren Abfallbehörde des Landkreises Ostvorpommern sofort anzuzeigen. Die Arbeiten sind 
gegebenenfalls zu unterbrechen.  

 
2.4 Hinweise auf Altlastenverdachtsflächen auf den betroffenen Flächen liegen dem StAUN Ue-

ckermünde nicht vor. Sollten sich im Falle von Baumaßnahmen Hinweise auf Altlastenver-
dacht oder sonstige schädliche Bodenveränderungen ergeben, sind die weiteren Schritte mit 
dem StAUN Ueckermünde (zuständige Behörde nach § 2 Nr. 1 der Abfall- und Bodenschutz-
Zuständigkeitsverordnung M-V) sowie mit dem Umweltamt des Landkreises Ostvorpommern 
abzustimmen.  

 
 
3 Bodendenkmalpflege  
 
3.1 Im Planbereich sind Bodendenkmale bekannt, deren Veränderung oder Beseitigung nach § 7 

DSchG M-V genehmigt werden kann, sofern vor Beginn jeglichen Erdarbeiten die fachgerech-
te Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. 

 
3.2 Der Beginn von Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schriftlich und verbindlich der unteren Denk-

malschutzbehörde und dem Landesamt für Bodendenkmalpflege anzuzeigen.  
 

3.3 Wenn während der Erdarbeiten Bodenfunde (Urnenscherben, Steinsetzungen, Mauern, Mau-
erreste, Hölzer, Holzkonstruktionen, Bestattungen, Skelettreste, Münzen u. ä.) oder auffällige 
Bodenverfärbungen, insbesondere Brandstellen, entdeckt werden, sind diese gemäß § 11 
Abs. 1 und 2 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-
V, vom 06.01.1998, GVOBl. M-V Nr. 1 1998, S. 12 ff., zuletzt geändert durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 20. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 76)) unverzüglich der unteren Denkmalschutzbe-
hörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V für den Entdecker, 
den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die den Wert des Ge-
genstandes erkennen. Der Fund und die Fundstelle sind gemäß § 11 Abs. 3 DSchG M-V in 
unverändertem Zustand zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der 
Anzeige. 

 
 
4 Wasser- und Schifffahrtsamt  
 

Nach § 31 und § 34 Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) vom 2. April 1968 in der Neufas-
sung der Bekanntmachung vom 4. November 1998 (BGBl. I, S. 3301 und 3302/3303) 

 
- sind die Errichtung, die Veränderung und der Betrieb von Anlagen in, über oder unter einer 

Bundeswasserstraße oder an ihren Ufern beim Wasser- und Schifffahrtsamt Stralsund 
rechtzeitig anzuzeigen. Das Wasser- und Schifffahrtsamt Stralsund prüft, ob eine strom- und 
schifffahrtspolizeiliche Genehmigung und/oder ein Nutzungsvertrag erforderlich sind,  

 

- dürfen Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art weder durch ihre Ausgestaltung noch 
durch ihren Betrieb zu Verwechslungen mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, deren Wir-
kung beeinträchtigen, deren Betrieb behindern oder die Schiffsführer durch Blendwirkungen, 
Spiegelungen oder anderes irreführen oder behindern. Wirtschaftswerbung in Verbindung 
mit Schifffahrtszeichen ist unzulässig.  

 

Projekte von Beleuchtungsanlagen oder Leuchtreklamen im Bebauungsplan, die von der 
Wasserstraße aus sichtbar sind, sind dem Wasser- und Schifffahrtsamt Stralsund frühzeitig 
zur Stellungnahme/Genehmigung vorzulegen.  

 
 

5 Hochwasser und überflutungsgefährdeter Bereich  
 
 Das Plangebiet befindet sich in Neppermin im direkten Küstenbereich des Achterwassers 

(Gewässer I. Ordnung) und ist hierdurch nicht nur in Folge der natürlichen Höhenlage überflu-
tungsgefährdet, sondern auch entsprechenden Seegangsbelastungen ausgesetzt.  

 

 Im März 2009 wurde seitens des Landes Mecklenburg-Vorpommern das „Regelwerk Küsten-
schutz M-V“ herausgegeben. In diesem Regelwerk wurden auch die Bemessungshochwas-
serstände den neueren Erkenntnissen und Berechnungen angepasst. So wurden für diverse 
Binnenküstenbereiche im Amtsbereich des StAUN Ueckermünde neue BHW ausgewiesen.  

 

 Entsprechend dem o. g. Regelwerk ist nunmehr im Bereich Neppermin ein BHW von 2,35 m 
NHN gültig, laut ehemaligem „Generalplan Küsten- und Hochwasserschutz M-V“ betrug das 
BHW 1,75 m HN. NHN ist seit 2005 das gültige amtliche Höhenbezugsniveau des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern und liegt 15 cm unter dem vorher verwendeten HN-Niveau (2,35 m 
NHN entspricht somit 2,20 m HN).  

 
 Allerdings befinden sich die neuen BHW (lt. Regelwerk Küstenschutz M-V vom März letzten 

Jahres) bereits wieder in der Prüfung und Überarbeitung. So sollen in einem absehbaren Zeit-
raum für die gesamte deutsche Ostseeküste (M-V und Schleswig-Holstein) abgestimmte BHW 
vorgelegt werden.  

 
 Entsprechend den aus DDR-Zeiten vorliegenden hydrografischen Karten können außerdem Hoch-

wasserereignisse mit den nachfolgend aufgeführten Wiederkehrwahrscheinlichkeiten auftreten:  
 

 HW10  HW20  HW50  HW100  
 0,90  1,00  1,10  1,20  m über HN.  
 
 Diese angegebenen Wasserstände stellen einen Ruhewasserspiegel dar und berücksichtigen 

nicht den mit Hochwasser zumeist einhergehenden Seegang bzw. Wellenauflauf. Nach ersten 
überschlägigen Berechnungen kann eine signifikante Wellenhöhe von ca. 0,35 m auftreten, 
was beispielsweise an einer seeseitigen (Ufer- oder Deich-) Böschungsneigung von 1 : 4 zu 
einem Wellenauflauf von 0,53 m führen würde.  

 

 

 

 Da sich die vorhandene Wohnbebauung in Neppermin fast ausschließlich auf Geländehöhen 
oberhalb des BHW befindet, ist ein aktiver Küsten- und Hochwasserschutz des Landes M-V in 
diesem Bereich nicht notwendig und daher auch nicht geplant.  

 
 Außerdem wird der Bereich des B-Planes als Sondernutzungsgebiet angesehen und gehört 

daher nicht zum im Zusammenhang bebauten Gebiet der Gemeinde im Sinne des § 83 Abs. 1 
LWaG, weshalb eine Schutzpflicht des Landes Mecklenburg-Vorpommern nicht gegeben ist.  

 
 Gemäß § 89 Abs. 1 LWaG ist die Errichtung, wesentliche Änderung oder Beseitigung bauli-

cher Anlagen an Küstengewässern in einem Abstand von 200 Metern land- und seewärts von 
der Mittelwasserlinie bei der Wasserbehörde rechtzeitig anzuzeigen.  

 
 Die Anzeigepflicht besteht nicht, wenn das Vorhaben nach anderen Rechtsvorschriften einer 

Zulassung oder Anzeige bedarf. Die hierfür zuständige Behörde (hier: Landrätin des Landkrei-
ses Ostvorpommern als untere Bauaufsichtsbehörde) hört die zuständige Wasserbehörde 
(StAUN Ueckermünde) vor ihrer Entscheidung an.  

 
 Ein Vorhaben ist grundsätzlich zu untersagen, wenn es nicht mit den Belangen des Küsten-

schutzes als öffentliche Aufgabe vereinbar ist (§ 89 Abs. 2 LWaG). Außerdem kann die Was-
serbehörde, sofern weitere Maßnahmen zum Schutz der Belange des Küstenschutzes erfor-
derlich sind, Auflagen erteilen, mit denen die angezeigte Handlung auch befristet oder be-
schränkt wird (§ 89 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 118 Abs. 1 Nr. 4 LWaG).  

 
 Die Standsicherheit aller baulichen Anlagen ist gegenüber einem Wasserstand von 2,20 m 

über HN (BHW) und entsprechenden Seegangsbelastungen zu gewährleisten.  
 
 Bei der Errichtung elektrotechnischer Anlagen sowie der etwaigen Lagerung wassergefähr-

dender Stoffe ist das BHW ebenfalls zwingend zu beachten.  
 
 Die Forderungen sind auch im Sinne des § 13 LBauO M-V sowie zum Schutz von Leib und 

Leben sowie Sachwerten der jeweiligen Nutzer als auch Dritter (z. B. infolge Zerstörung und 
Abschwemmen von Bauwerksteilen) erforderlich.  

 
 
6 Trinkwasser  
 
 Die Trinkwasserversorgung des Ortes erfolgt über den Zweckverband WAB – Insel Usedom. 

Bezüglich der Trinkwasserversorgung muss sichergestellt werden, dass für das Plangebiet ge-
sundheitlich einwandfreies Trinkwasser in der geforderten Menge und bei ausreichendem 
Druck zur Verfügung steht.  

 
 Werden Anschlussarbeiten für neu zu verlegende Trinkwasserleitungen notwendig, so ist deren 

Ausführung nur zugelassenen Fachbetrieben zu übertragen.  
 

Hierzu sind nur Geräte und Materialien zu verwenden, die den anerkannten Regeln der Technik 
entsprechen.  

 
Der Nachweis über die Unbedenklichkeit des Trinkwassers ist vor Inbetriebnahme zu erbringen.  

 

 
 
 
 
 

 
 

1.10 Das Errichten und Betreiben von Windrädern zur Gewinnung von elektrischer Energie ist auf 
den Grundstücken der Wochenend- und Bootshäuser nicht gestattet.  

 
1.11 Innerhalb des Sondergebietes Boot wird für den vorhandenen Wohnwagen das Baufeld 5 

ausgewiesen. Die Errichtung eines Boots- oder Wochenendhauses ist nur innerhalb des aus-
gewiesenen Baufeldes möglich.  

 

 Im Sondergebiet Boot können die Bestandsbootshäuser auf Flurstück 1049 weiterhin genutzt 
werden. Bei Abgang ist eine Erneuerung nur innerhalb der festgesetzten Baufelder 6.1 und 
6.2 als Boots- oder Wochenendhaus zulässig.  

 

 Als fußläufige Zuwegung zu den Baufeldern 6.1 und 6.2 ist nur die vorhandene Zuwegung der 
Aufschüttung laut Planzeichnung zulässig.  

 

 Im Sondergebiet Boot ist innerhalb des Baufeldes 10 (Fläche des Flurstücks 1000/4) die Er-
haltung eines Wochenendhauses im Zusammenhang mit der wassersportlichen Nutzung zu-
lässig. Bei Abgang ist eine Erneuerung des Gebäudes nur innerhalb des festgesetzten Bau-
feldes 10 gestattet.  

 
1.12 Das Sondergebiet Aussichtskanzel (§ 10 BauNVO) dient der Beobachtung der Flora und 

Fauna des Nepperminer Sees.  
 

 Innerhalb des Baufeldes 7 ist die Errichtung einer öffentlichen Aussichtskanzel zulässig.  
 
1.13 Das Sondergebiet Gastronomie (§ 11 BauNVO) dient der Unterbringung von gastronomi-

schen Einrichtungen zur Versorgung des Gebietes und zur Attraktivitätssteigerung der touris-
tischen Nutzungen am Nepperminer See.  

 
 Zulässig sind die Errichtung und Betreibung eines Imbisses und einer touristischen gastro-

nomischen Einrichtung. Die Ausbildung einer nicht überdachten Freiterrasse im Bereich des 
Baufeldes für den Imbiss ist gestattet.  

 
 Im Baufeld 8 ist das Errichten und Betreiben einer Imbisseinrichtung zulässig.  
 

 Die Gründung für die bauliche Anlage ist auch auf Pfählen gestattet.  
 
 Im Baufeld 8 ist durch eine Abgrenzungslinie der zulässige Bereich einer Freiterrasse an der 

Imbisseinrichtung gekennzeichnet.  
 

 Die im Baufeld 8 zulässige Freiterrasse unterstützt die Attraktivität der Imbissversorgung mit 
Sitzplatzangebot für die Gäste im Freien. Die Errichtung der Freiterrasse ist auf Pfählen ge-
stattet. Die Freiterrasse ist als Holzkonstruktion auszubilden.  

 

 Im Baufeld 9 ist die Errichtung und Betreibung einer gastronomischen Einrichtung für touristi-
sche Gastronomie zulässig.  

 
1.14 Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)  dienen vorwiegend dem Wohnen.  

Zulässig sind:  
1. Wohngebäude,  
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden-, Schank- und Speise-  
    wirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe,  
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 
 

Ausnahmsweise können zugelassen werden 
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe.  
 

Die nach § 4 (3) Nr. 3 – 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen – Anlagen für 
Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen – sind nicht zulässig.  

 
 Innerhalb des Baufeldes 11 (Gebäude der ehemaligen Feuerwehr) ist die Errichtung und Be-

treibung öffentlicher Sanitäranlagen (WC-Anlagen) gestattet. 
 
 

 
 

1.15 Die Gebäude in den Baufeldern 5, 6.1, 6.2 und 9 dürfen nur errichtet werden, wenn das 
Grundstück eine befahrbare öffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer befahrbaren  
öffentlichen Verkehrsfläche hat. 

 
 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)  
 
2.1 Die Errichtung der Wochenend- und Bootshäuser einschließlich Terrassen, Anbauten oder 

anderen Nebenanlagen ist nur innerhalb des Baufeldes möglich.  
 
2.2 Außerhalb des Baufeldes sind lediglich die Zufahrt und die Stellplätze zulässig (Baufeld 1, 2,  

3 a, 3 c).  
 
2.3 Die bebaute Fläche aus Wochenend- und Bootshaus, Terrasse, Nebenanlagen, Stellplatz und 

Zufahrt je Grundstück bzw. Eigentümer darf 80 m² nicht überschreiten (Baufeld 1, 2). 
 
2.4 Für die Baufelder 3 a und 3 c beträgt die maximal zu bebauende Fläche 120 m² (je Grund-

stück), davon dürfen max. 60 m² innerhalb des Baufeldes und max. 60 m² für Zuwegung und 
Stellplatz überbaut werden. 

 
2.5 Im Baufeld 3 b beträgt die maximal zu bebauende Fläche 1.750 m². Davon dürfen maximal 

1.400 m² innerhalb des Baufeldes und 350 m² für die Zuwegung überbaut werden. 
 
 

2.6 Im Baufeld 4 können maximal 4 Grundstücke angelegt werden. Die maximal zu bebauende 
Fläche beträgt insgesamt 320 m². Im Baufeld 4 ist die Errichtung von insgesamt maximal   
4 Wochenend- und/oder Bootshäusern zulässig. Die bebaute Fläche aus Wochenend- 
und/oder Bootshaus, Terrasse und Nebenanlagen darf im Baufeld 4 je Grundstück 80 m² nicht 
überschreiten.  

 

 
2.7 entfällt  
 
 

2.8 Für das erweiterte Baufeld 4 (Teilfläche des Flurstücks 1050/26) ist eine Zerschneidung des 
vorhandenen Schilfgürtels zur Schaffung weiterer wasserseitiger Zugänge nicht gestattet.  

 
2.9 Die bebaute Fläche im Sondergebiet Boot im Baufeld 5 ist mit maximal 25 m² zulässig. 
 
2.10 In den Baufeldern 6.1 und 6.2 beträgt die zu bebauende Fläche je Baufeld maximal 25 m² 

einschließlich Terrassen und Nebenanlagen. Die Bootshäuser sind nur innerhalb des jeweili-
gen Baufeldes zulässig.  

 
 Stellplätze für die Baufelder 6.1 und 6.2 sind auf dem öffentlichen Parkplatz P 3 (an der 

Kreisstraße OVP 35) nachzuweisen. 
 
2.11 Im Baufeld 7 beträgt die zu bebauende Fläche für die Aussichtskanzel einschließlich der be-

festigten Fläche vor dem Treppenantritt maximal 31,50 m².  
 
2.12 Im Baufeld 8 beträgt die maximal zu bebauende Fläche für einen Imbiss 64 m². Für die Er-

richtung einer Freiterrasse sind maximal 40 m² zulässig.  
 
2.13 Im Baufeld 9 beträgt die maximal zu bebauende Fläche für eine touristische gastronomische 

Einrichtung 64 m².  
 
2.14 Die bebaute Fläche für ein Wochenendhaus im Baufeld 10 darf 31 m² nicht überschreiten. 
 
2.15 Die zu bebauende Fläche im Baufeld 11 beträgt für die zu errichtenden sanitären Anlagen 

maximal 42 m². 
 

 
2.16 Unterkellerungen von Gebäuden sind ausgeschlossen.  
 
 

2.17 Ersatzneubauten vorhandener Wohngebäude und Nebenanlagen sind nur innerhalb der fest-
gesetzten Baufelder möglich.  

 
2.18 Im allgemeinen Wohngebiet ist die Grundflächenzahl (GRZ) in der Nutzungsschablone festge-

setzt. Eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl durch Nebenanlagen, Stell-
plätze, Garagen gemäß § 14 BauNVO im Sinne § 19 (4) Satz 2 BauNVO ist zulässig.  

 

 

 
2.19 Die Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe ist unzulässig.  
 
 Die Gebäudehöhe ist die maximale vertikale Ausdehnung jeglicher Gebäudeteile in Bezug auf 

HN.  
 
2.20 Die festgesetzte Gebäudehöhe beträgt für die Baufelder 1 bis 4 maximal 5,00 m (von UK Bo-

denplatte bis OK First) bei Einhaltung des Hochwasserschutzes bis 1,20 m HN (maximale Ge-
bäudehöhe 6,20 m HN).  

 
 

2.21 Die festgesetzte Gebäudehöhe beträgt für das Baufeld 5 maximal 4,50 m (von UK Bodenplatte 
bis OK First) bei Einhaltung des Hochwasserschutzes bis 1,20 m HN (maximale Gebäudehöhe 
5,70 m HN).  

 
2.22 Die festgesetzte Gebäudehöhe beträgt für die Baufelder 6.1 und 6.2 an der Traufe jeweils maxi-

mal 2,95 m und jeweils maximal 3,50 m am First (Gebäudeausdehnung von UK Bodenplatte 
bis OK First). Bei Einhaltung des Hochwasserschutzes bis mindestens 1,20 m über HN ist ei-
ne maximale Gebäudehöhe von 4,70 m HN zulässig.  

 
2.23 Die Aussichtskanzel im Baufeld 7 darf maximal 7,00 m Gebäudehöhe über Oberkante Gelän-

de aufweisen.  
 
2.24 Die festgesetzte Gebäudehöhe beträgt für das Baufeld 8 und für das Baufeld 9 jeweils maxi-

mal 4,50 m (von UK Bodenplatte bis OK First) bei Einhaltung des Hochwasserschutzes bis 
1,75 m HN (maximale Gebäudehöhe 6,25 m HN).  

 
2.25 Die festgesetzte Gebäudehöhe beträgt für das Baufeld 10 maximal 4,50 m (von UK Boden-

platte bis OK First) bei Einhaltung des Hochwasserschutzes bis 1,20 m HN (maximale Ge-
bäudehöhe 5,70 m HN).  

 
2.26 Im Baufeld 8 und im Baufeld 9 ist ein Hochwasser- bzw. Überflutungsschutz bis mindestens 

1,75 m über HN (Bemessungshochwasser (BHW) alt) durch den Bauherrn mittels geeigneter 
baulicher Maßnahmen umzusetzen.  

 
2.27 Bei sonstigen baulichen Anlagen in den Baufeldern 4, 5, 6.1 und 6.2, 7 und 10 ist durch den 

Bauherrn mittels geeigneter baulicher Maßnahmen ein den Nutzungserfordernissen ange-
passter Hochwasser- bzw. Überflutungsschutz selbstständig sicherzustellen. Von hier wird 
ein Schutz bis mindestens 1,20 m über HN (entspricht in etwa HW100) empfohlen.  

 
2.28 Die Standsicherheit aller baulichen Anlagen ist gegenüber einem Wasserstand von 2,20 m 

über HN (BHW) und entsprechenden Seegangsbelastungen zu gewährleisten.  
 
2.29 Bei Errichtung elektrotechnischer Anlagen sowie der etwaigen Lagerung wassergefährdender 

Stoffe ist das BHW ebenfalls zwingend zu beachten.  
 

 
 
3 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB) 

 
 
 

4 Ersatzmaßnahmen außerhalb des Plangebietes  
 (§ 9 Abs. 1 a i. V. m. § 1 a Abs. 3 BauGB)  
 - Kompensationsmaßnahmen -  
 
4.1 Renaturierung eines Solls in der Gemarkung Benz, Flur 1, Flurstück 129 
 

 Als Kompensationsmaßnahme für die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 8 und die Satzung 
über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 ist die Renaturierung eines 1.070 m² großen 
Solls ca. 1,2 km südwestlich von Benz geplant. Das Soll liegt in der Gemarkung Benz Flur 1, 
Flurstück 129. Für die Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8 
sind die noch verbleibenden 316 m² Fläche zur Renaturierung des Solls als Kompensations-
maßnahme vorgesehen. Ziel der Maßnahme ist es, das Soll zu einem wasserführenden Biotop 
mit unterschiedlichen Tiefenzonen zu entwickeln.  

 
4.2 Pflanzung einer mehrreihigen Feldhecke in der Gemarkung Balm, Flur 1, Flurstücke 36, 197  
 

 Als weitere Kompensationsmaßnahme ist die Pflanzung einer dreireihigen Feldhecke aus ein-
heimischen, standortgerechten Gehölzen auf der Südseite der Badestelle Balm vorzunehmen.  

 
 Das Ziel der Maßnahme besteht im Anlegen einer Schutzpflanzung für die Badestelle Balm. Die 

Abschirmung ist mit einer Feldhecke vorzunehmen. Die Maßnahme befindet sich in der Gemar-
kung Balm, Flur 1, Flurstücke 36 und 197 (teilweise).  

 
 Die Hecke ist auf einer Länge von 75 m und einer Breite von ca. 3 m vorzusehen. An der Bade-

stelle vorhandene Jungbäume sind in die Pflanzung zu integrieren. Die geplante Bepflanzung 
ist durch einzelne Gehölzgruppen westlich der Heckenpflanzung zu ergänzen.  

 
 Die Pflanzung ist wie folgt durchzuführen:  
 
 Die Pflanzung erfolgt in Gruppen von 5 bis 7 Pflanzen einer Art. Es sind 2-mal verpflanzte 

Sträucher ohne Ballen, 3 bis 4 Triebe, 60 bis 100 cm hoch zu verwenden. Der Pflanzabstand 
der Sträucher beträgt 1,0 x 1,0 m bzw. 1,5 x 1,5 m.  

 
 Die Heckenpflanzung ist mit folgenden Arten vorzunehmen:  
  Salix capraea (Sal-Weide)  
  Cornus mas (Kornelkirsche)  
  Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)  
  Hippophae rhamnoides (Sanddorn)  
  Prunus spinosa (Schlehe)  
  Rosa canina (Hunds-Rose)  
  Rosa pendulina (Hecken-Rose)  
 
 Zum Schutz der Sträucher ist ein Wildverbissschutzzaun anzulegen.  
 
 Neben der Fertigstellungspflege ist eine dreijährige Entwicklungspflege für die Pflanzung vor-

zusehen.  
 

 
 
 

 

 

7 Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastro-
phenschutz Mecklenburg-Vorpommern  

 
 Laut Sicherheits- und Ordnungsgesetz – SOG MV §§ 68 ff – ist der Eigentümer einer Sache, 

die die öffentliche Ordnung und Sicherheit stört, für diese Sache verantwortlich. Ihm obliegt die 
Verkehrssicherungspflicht über sein Eigentum.  

 
 Die im Plangebiet benannte Fläche liegt in einem Gebiet/geht durch ein Gelände, worüber 

dem Munitionsbergungsdienst (MBD) keine Hinweise auf mögliche Kampfmittel vorliegen. Aus 
Sicht des Munitionsbergungsdienstes besteht derzeit kein Erkundungs- und Handlungsbedarf.  

 
 Sollten dennoch Fragen auftreten, steht Herr Zschiesche, Tel. 038379 20316 oder ein Vertre-

ter zur Verfügung.  
 
 Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszuschließen, dass auch in für den Munitionsber-

gungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereichen Einzelfunde auftreten können. 
Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten 
bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, 
ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung so-
fort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen.  

 
 Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen.  
 

 
8 Ersatzpflanzungen bei genehmigten, zusätzlichen Baumfällungen  

(§ 11 Abs. 3 BNatSchG)  
 
 Das Fällen von Bäumen, die nicht ausdrücklich zur Rodung freigegeben sind, stellt nach § 213 

BauGB eine Ordnungswidrigkeit dar und ist ohne vorheriges Genehmigungsverfahren unzu-
lässig. Zusätzliche Baumfällungen müssen deshalb begründet werden und sind bei der zu-
ständigen Genehmigungsbehörde zu beantragen. Für das Plangebiet werden folgende Er-
satzpflanzungen bei genehmigten, zusätzlichen Baumfällungen festgelegt: 
 
- Je gefälltem Baum mit einem Stammumfang von 35 - 50 cm (11 - 15 cm Stammdurchmes-

ser) ist als Ausgleich 1 Stück heimischer Laubbaum mit Ballen und einem Stammumfang 
von 16 - 18 cm inkl. 2-jähriger Entwicklungspflege zu pflanzen. 

 
- Je gefälltem Baum mit einem Stammumfang von 50 - 100 cm (16 - 30 cm Stammdurchmes-

ser) sind als Ausgleich 2 Stück heimische Laubbäume mit Ballen und einem Stammumfang 
von 16 - 18 cm inkl. 2-jähriger Entwicklungspflege zu pflanzen. 

 
- Je gefälltem Baum mit einem Stammumfang von 100 - 150 cm (31 - 50 cm Stammdurch-

messer) sind als Ausgleich 3 Stück heimische Laubbäume mit Ballen und einem Stammum-
fang von 16 - 18 cm inkl. 2-jähriger Entwicklungspflege zu pflanzen. 

 
- Je gefälltem Baum mit einem Stammumfang von 150 - 200 cm (51 - 65 cm Stammdurch-

messer) sind als Ausgleich 4 Stück heimische Laubbäume mit Ballen und einem Stammum-
fang von 16 - 18 cm inkl. 2-jähriger Entwicklungspflege zu pflanzen. 

 
 

 Gehölze, die dem gesetzlichen Gehölzschutz nach § 11 (3) BNatSchG unterliegen, sind bei 
vorgesehener Beseitigung bei der dafür zuständigen Behörde, dem Landkreis Ostvorpommern 
als untere Naturschutzbehörde, schriftlich zu beantragen.  

 

 
 
 

 
3.1 Die im NSG befindlichen baulichen Anlagen sind lediglich im Bestand zu erhalten. Erweiterun-

gen bzw. Neubauten sind unzulässig. 
 

              Baumaßnahmen im NSG mit dem Ziel der Bestandssicherung bedürfen einer Ausnahme/ Be-
freiung von den Verboten der Behandlungsrichtlinie zum NSG „Inseln Böhmke und Werder“ 
gemäß § 35 Abs.1 und 2 NatSchAG M-V durch das StAUN Ueckermünde als zuständige   
Behörde. Generell ist bei Maßnahmen im NSG das StAUN Ueckermünde als zuständige   
Naturschutzbehörde zu beteiligen. 

 
3.2 Die Baumaßnahmen sind zur Vermeidung von Störungen außerhalb der Brutzeit (15.04. - 

15.07.) durchzuführen.  
 
3.3 Als Ausgleichsmaßnahme ist die Pflanzung von 5 Stück einheimischen, standortgerechten 

Laubbäumen als 3-mal verpflanzte Hochstämme mit Drahtballen und einem Stammumfang 
von 16 bis 18 cm vorzusehen.  

 
 Die Baumpflanzung ist östlich und westlich des Baufeldes 7 der Aussichtskanzel vorzuneh-

men. 
 
 Die Maßnahme befindet sich in der Gemarkung Neppermin, Flur 1, Flurstück 1051/4.  
 
 Alle gemäß zeichnerischer Festsetzung gekennzeichneten Flächen für das Anpflanzen von 

Bäumen sind mit Laubbäumen der folgenden Art zu bepflanzen:  
  Salix alba (Silberweide)  
 
 Der Pflanzabstand beträgt ca. 5 m. Die Bäume sind mittels Dreibock zu sichern.  
 
 Neben der Fertigstellungspflege ist eine dreijährige Entwicklungspflege für die Pflanzung vor-

zusehen.  
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Auf Grund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekantmachung vom 23. September 2004 
(BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31.Juli 2009 (BGBI. I S. 2585, 2617) und § 86 
Abs. 3 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern vom 18. April 2006 (GVOBI. M-V, S. 102) zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17.Dezember 2009 (GVOBl. M-V S.729) wird nach Beschlussfassung durch die 
Gemeindevertretung Benz vom ........................... die Satzung über die 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungs-
planes Nr. 8 „Am Nepperminer See“ der Gemeinde Benz, Ortsteil Neppermin, bestehend aus der Planzeichnung (Teil 
A) und dem Text (Text B), erlassen. 
 
 
Benz, ............................ 
 
     Der Bürgermeister    Siegel 

Rechtsgrundlage 
 
- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004, (BGBl. I S. 2414), zu-

letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585, 2617);  
 
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 

(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466); 
 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichen-
verordnung 1990 - PlanzV90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58); 

 

- Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. April 2006 (GVOBl. M-V S. 102) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17.12.2009 

   (GVOBI. M-V S.729); 
 

- Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 08. Juni 2004 (GVOBl. M-V S. 205), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539); 

 
- Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Landes Mecklenburg-Vorpommern - Landespla-

nungsgesetz (LPIG) - in der Fassung der Bekanntmachung vom 05. Mai 1998 (GVOBl. M-V S. 503), zu-
letzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539); 

 
- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 25. März 

2002 (BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert durch das Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542);  
 

- Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetztes 
(Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) vom 23.Februar 2010 (GS M-V GI Nr. 791-8); 

 

- Behandlungsrichtlinie zum Naturschutzgebiet „Inseln Böhmke und Werder“ gemäß Beschluss des Be-
zirkstages Rostock Nr. 17/71 vom 31.03.1971.  

 
 
 
 

 
 

Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungs-
planes Nr. 8 „Am Nepperminer See“ der Gemeinde Benz, 
Ortsteil Neppermin  
 
 
Verfahrensvermerke  
 
 
  1. Aufgestellt auf Grund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung Benz vom 05.11.2007. 

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck im amtlichen Mit-
teilungsblatt des Amtes Usedom Süd im „Usedomer Amtsblatt“ vom .................. erfolgt.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
  2. Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 Abs. 1 Landespla-

nungsgesetz (LPlG) M-V in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.05.1998 beteiligt worden.  
 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
  3. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung sind die von der Planung berührten Behörden und sonsti-

gen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom ……………………….. 
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. Die Beteiligung der Nachbargemeinden er-
folgte gemäß § 2 Abs. 2 BauGB. Ein Scoping-Termin wurde am ………………….. im Amt Usedom-
Süd durchgeführt.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
  4. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist im Rahmen einer 

öffentlichen Gemeindevertretersitzung am …………………………….. durchgeführt worden.  
 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
  5. Die Gemeindevertretung Benz hat in ihrer Sitzung am …………………….. den Entwurf der Satzung 

zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8 mit Begründung inklusive Umweltbe-
richt gebilligt und zur Auslegung bestimmt.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
 
 
 
  6. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 

BauGB mit Schreiben vom …………………. zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert und über 
die öffentliche Auslegung in Kenntnis gesetzt worden. Die Beteiligung der Nachbargemeinden er-
folgte gemäß § 2 Abs. 2 BauGB.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
  7. Der Entwurf der Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8, bestehend 

aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie der Begründung inklusive Umweltbe-
richt und den vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, lag gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom ................. bis zum .......................... während folgender Zeiten zu jedermanns Einsicht öf-
fentlich aus.  

 
  Montag bis Mittwoch     von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
  Donnerstag      von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr  
  Freitag       von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr.  
 

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 
abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über die Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes unberück-
sichtigt bleiben können, am .......................... in dem „Usedomer Amtsblatt“ ortsüblich bekannt ge-
macht worden.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
  8. Die Gemeindevertretung Benz hat in ihrer Sitzung am ……………….. die vorgebrachten Stellung-

nahmen der Öffentlichkeit sowie die vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und der sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt 
worden.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
  9. Die Gemeindevertretung Benz hat in ihrer Sitzung am ……………….. den geänderten Entwurf der 

Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8 mit Begründung inklusive 
Umweltbericht gebilligt und die erneute Auslegung bestimmt.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
10. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 

BauGB mit Schreiben vom ……….…..……. erneut zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert 
und über die öffentliche Auslegung in Kenntnis gesetzt worden. Die Beteiligung der Nachbarge-
meinden erfolgte gemäß § 2 Abs. 2 BauGB.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
11. Der geänderte Entwurf der Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8, 

bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie der Begründung inklusive 
Umweltbericht und den vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, lag gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom …………… bis zum ……………… während folgender Zeiten zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus.  

 
  Montag bis Mittwoch     von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
  Donnerstag      von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr  
  Freitag       von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr.  
 
 Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 

abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über die Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes unberück-
sichtigt bleiben können, am ……..…….. in dem „Usedomer Amtsblatt“ ortsüblich bekannt gemacht 
worden.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
12. Die Gemeindevertretung Benz hat in ihrer Sitzung am …………………….. die vorgebrachten Stel-

lungnahmen der Öffentlichkeit sowie die vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden geprüft. Das Ergebnis ist mit-
geteilt worden.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
13. Die Gemeindevertretung Benz hat in ihrer Sitzung am ……………… den nochmals geänderten 

Entwurf der Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8 mit Begründung 
gebilligt und die erneute Auslegung bestimmt.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
14. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 

BauGB mit Schreiben vom ……………….. erneut zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert 
und über die öffentliche Auslegung in Kenntnis gesetzt worden. Die Beteiligung der Nachbarge-
meinden erfolgte gemäß § 2 Abs. 2 BauGB.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  

 
 
15. Der nochmals geänderte Entwurf der Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungspla-

nes Nr. 8, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie der Begründung 
inklusive Umweltbericht und den vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, lag gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom …..……….… bis zum ………………… während folgender Zeiten zu 
jedermanns Einsicht öffentlich aus.  

 
  Montag bis Mittwoch     von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
  Donnerstag      von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr  
  Freitag       von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr.  
 
 Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 

abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über die Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes unberück-
sichtigt bleiben können, am ……….…….. in dem „Usedomer Amtsblatt“ ortsüblich bekannt gemacht 
worden.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
16. Der katastermäßige Bestand am .................. wird als richtig bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichti-

gen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die 
rechtsverbindliche Flurkarte im Maßstab 1 : ....... vorliegt. Regressansprüche können nicht abgelei-
tet werden.  

 
 
 Hansestadt Anklam, ...................  Kataster- und  
       Vermessungsamt    Siegel  
 
 
 
17. Die Gemeindevertretung Benz hat in ihrer Sitzung am ...................... die vorgebrachten Stellung-

nahmen der Öffentlichkeit sowie die vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt wor-
den.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
18. Die Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8, bestehend aus der Plan-

zeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde am ........................ von der Gemeindevertretung 
Benz als Satzung beschlossen. Die Begründung mit dem Umweltbericht der Satzung zur 2. Ände-
rung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8 wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung 
Benz vom .................... gebilligt.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
 
 
19. Die Genehmigung der Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes  Nr. 8, be-

stehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde gemäß § 10 Abs. 2 BauGB 
mit Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde vom ............................... Az: .............................. 
mit Nebenbestimmungen und Hinweisen erteilt.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
20. Die Nebenbestimmungen wurden durch den Beschluss zur Satzungsänderung der Gemeindevertre-

tung vom .................. erfüllt, die Hinweise sind beachtet. Das wurde mit Verfügung der höheren 
Verwaltungsbehörde vom ......................... Az: .................................. bestätigt.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
21. Die Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8, bestehend aus der Plan-

zeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), mit der Begründung inklusive Umweltbericht wird hiermit 
ausgefertigt.  

 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
 
 
 
22. Die Erteilung der Genehmigung der Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungspla-

nes Nr. 8 ist mit der Begründung inklusive Umweltbericht in dem „Usedomer Amtsblatt“ am 
.......................... ortsüblich bekannt gemacht worden.  

 Die Stelle, bei der der Plan auf die Dauer während der Dienstzeiten von jedermann eingesehen 
werden kann und über dessen Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurde ebenfalls am .......................... 
in dem „Usedomer Amtsblatt“ bekannt gegeben. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendma-
chung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
auf die Rechtsfolge (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen (§ 44 BauGB) sowie auf die Bestimmungen des § 5 (5) der Kommunalverfassung 
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) vom 08. Juni 2004 (GVOBl. M-V S. 205) hingewiesen worden. 

 Die Satzung tritt mit Ablauf des …………………… in Kraft.   
 
 
 Benz, ............................. 
       Der Bürgermeister    Siegel  
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SATZUNGSFASSUNG
Satzung zur
2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8  
"Am Nepperminer See" der Gemeinde Benz, OT Neppermin 

29.06.2010

29.06.2010

H/B = 870 / 2400 (2.09m�) Allplan 2008

Zeichenerklärung

TEIL A - Planzeichnung
M 1 : 1000

M 1 : 1000

Satzung zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8  
"Am Nepperminer See" der Gemeinde Benz, OT Neppermin 

Kompensationsmaßnahme: Badestelle Balm
M ca. 1 : 2000

Wiese außerhalb des Plangebietes (Flurstück 36,Teilflurstück 197)     

Ersatzmaßnahme Renaturierung eines Solls außerhalb 
des Plangebietes
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